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I.Â Â  Â Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Darmstadt
vom 17. Januar 2018 wird zurÃ¼ckgewiesen. Â 

II.Â Â  Â Die Beteiligten haben einander keine Kosten zu erstatten.

III.Â Â  Â Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die RechtmÃ¤Ã�igkeit der Aufhebung von dem
KlÃ¤ger gewÃ¤hrten ZuschÃ¼ssen fÃ¼r eine betriebliche Einstiegsqualifizierung
sowie die Erstattung dieser Leistungen.

Zusammen mit seinem Bruder B. A. betreibt der KlÃ¤ger eine Anwaltskanzlei in
BÃ¼rogemeinschaft in A-Stadt.

Am 11. September 2013 wurde beim Beklagten ein Antrag auf einen Zuschuss fÃ¼r
eine betrieblich durchgefÃ¼hrte Einstiegsqualifizierung der Frau C. zur
Rechtsanwaltsfachangestellten gestellt (Bl. 1 VA). Das Antragsformular ging dem
Beklagten am 18. Oktober 2013 zu (Bl. 1 VA).Â 

Frau C. war damals im Bezug von Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts
nach dem Sozialgesetzbuch â�� Zweites Buch â�� (SGB II).Â 

Auf dem Antragsformular befand sich im Feld â��Firmenbezeichnung und
Anschriftâ�� der Stempel â��Anwaltskanzlei A.â��. Hierbei handelte es sich um den
Firmenstempel des KlÃ¤gers. Als Ansprechpartner fÃ¼r RÃ¼ckfragen wurde dessen
Bruder B. A. angegeben (Bl. 2 VA).Â 
Das Antragsformular enthielt einen Hinweis darauf, dass der Antragsteller sich
verpflichte, innerhalb von drei Monaten nach der Arbeitsaufnahme eine
BestÃ¤tigung der Krankenkasse vorzulegen, dass die Jugendliche zur
Sozialversicherung angemeldet sei (ebd.). Darunter war das Formular mit dem
Namenszug â��A.â�� unterschrieben (ebd).

Dem Antragsformular war ein schriftlicher â��Einstiegsqualifizierungsvertragâ��
vom 17. Oktober 2013 beigefÃ¼gt (Bl. 4 VA). Das Feld fÃ¼r die Eintragung des
Arbeitgebers im Vertragsformular ist leer. Der Vertrag ist mit demselben
Namenszug wie der Antrag unterschrieben (ebd.).Â 

Nach Aufforderung durch den Beklagten (Bl. 14 VA) benannte der Bruder des
KlÃ¤gers per E-Mail vom 12. November 2013 dem Beklagten seine Bankverbindung
fÃ¼r die Leistungsauszahlung (Bl. 23 VA).Â 

Der Beklagte gewÃ¤hrte mit Bescheid vom 18. November 2013, adressiert an Herrn
A., wobei in der Adresszeile folgendes steht: â��Anwaltskanzlei A. A.â��, einen
monatlichen Zuschuss i.H.v. 323 â�¬ fÃ¼r den Zeitraum 1. November 2013 bis 31.
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Juli 2014 nach Â§ 16 Abs. 1 SGB II in Verbindung mit Â§ 54 a SGB III (Bl. 19 VA). Der
Bescheid war mit der Auflage versehen, dass binnen drei Monaten eine
BestÃ¤tigung der Anmeldung der zu Qualifizierenden zur Sozialversicherung
vorgelegt werden mÃ¼sse (ebd.).

In der Folge wurde fÃ¼r den gesamten Leistungszeitraum der Zuschuss auf das
Konto des B. A. Ã¼berwiesen.

Per Mail vom 10. Januar 2014 teilte der Bruder des KlÃ¤gers mit, er habe
versehentlich den Zuschuss nicht an Frau C., sondern an den Beklagten
zurÃ¼ckÃ¼berwiesen und bitte um erneute Ã�berweisung (Bl. 18 VA).

Aus dem vom KlÃ¤ger vorgelegten Kontoauszug ergeben sich zehn
ZahlungseingÃ¤nge in HÃ¶he von 323,00 Euro des Beklagten an folgenden Tagen:
27. November 2013, 27. Dezember 2013, 27. Januar 2014, 27. Februar 2014, 27.
MÃ¤rz 2014, 28. April 2014, 27. Mai 2014, 27. Juni 2014, 28. Juli 2014 und 27.
August 2014 (Bl. 16 f. VA).
Aus dem Kontoauszug ergeben sich neun Zahlungen an Frau C. in HÃ¶he von
323,00 Euro am 27. November 2013, 10. Januar 2014, 30. Januar 2014, 28. Februar
2014, 31. MÃ¤rz 2014, 30. April 2014, 30. Mai 2014, 30. Juni 2014 und 30. Juli 2014
(Bl. 16 f. VA).

Erst mit Schreiben vom 7. November 2014 forderte der Beklagte den KlÃ¤ger auf,
die BestÃ¤tigung der Anmeldung zur Sozialversicherung, die ErklÃ¤rung zur
gezahlten VergÃ¼tung und Ausstellung eines Zeugnisses und Kopien der Lohn- und
Gehaltsabrechnungen vorzulegen (Bl. 13 VA).Â 

Daraufhin teilte der KlÃ¤ger mit, dass der Bescheid vom 18. November 2013 zu
keinem Zeitpunkt vorgelegen habe und dieser erstmals per Fax vom 14. November
2014 Ã¼bersandt worden sei (Bl. 26 VA). Es sei ihnen nicht mitgeteilt worden, dass
Frau C. sozialversicherungspflichtig angemeldet werden musste (ebd.) Die
erhaltenen Zahlungen seien in voller HÃ¶he an Frau C. weitergeleitet worden. Man
habe sich durch auÃ�erordentliche KÃ¼ndigung von Frau C. getrennt und
beabsichtige nun auch nicht mehr, sie noch anzumelden (ebd).

Mit Schreiben vom 18. November 2014 wies der Beklagte daraufhin, dass der
KlÃ¤ger sich durch seine Unterschrift auf dem Antrag zur Anmeldung der zu
Qualifizierenden zur Sozialversicherung verpflichtet habe, und hÃ¶rte zur
RÃ¼ckforderung der gewÃ¤hrten Leistung an (Bl. 27 VA).

Der Beklagte widerrief nach Â§ 47 Abs. 2 SGB X durch Bescheid vom 6. Mai 2015
die LeistungsgewÃ¤hrung vollstÃ¤ndig und forderte von dem KlÃ¤ger die Erstattung
der gesamten gewÃ¤hrten Leistung in HÃ¶he von 3.230 â�¬ (Bl. 29 VA). Nach
Darstellung des Sachverhalts heiÃ�t es: â��daher widerrufe ich die Bewilligung
gem. Â§ 47 Abs. 2 SGB X. Die bereits erbrachten Leistungen sind gemÃ¤Ã� Â§ 50
Abs. 1 SGB X zu erstattenâ��.

Der KlÃ¤ger legte am 19. Mai 2015 ohne BegrÃ¼ndung Widerspruch ein. Nach
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Aufforderung des Beklagten, den Widerspruch zu begrÃ¼nden, fÃ¼hrte der KlÃ¤ger
aus, nach RÃ¼cksprache mit der Buchhaltung habe er das Geld nie erhalten; der
Beklagte solle sich an Frau C. wenden (Bl. 34 VA).Â 

Der Widerspruch wurde durch Widerspruchsbescheid vom 19. Oktober 2015
zurÃ¼ckgewiesen. Der WiderspruchsfÃ¼hrer habe die erforderlichen Unterlagen
bzw. Nachweise nicht erbracht, so dass der Bescheid nach Â§ 47 Abs. 2 SGB X
aufgehoben werden durfte. Soweit er vortrage, er habe den Bewilligungsbescheid
gar nicht erhalten, so mÃ¼sse er sich entgegenhalten lassen, dass er die
Geldleistungen jedenfalls ohne Rechtsgrund erhalten habe, so dass in diesem Fall
die Leistung nach Â§ 50 Abs. 2 SGB X zu erstatten wÃ¤re (Bl. 38 VA). Zudem
kÃ¶nne belegt werden, dass dem KlÃ¤ger die Leistungen sehr wohl ausgezahlt
worden seien.

Der KlÃ¤ger hat am 6. November 2015 Klage beim Sozialgericht Frankfurt am Main
erhoben. Mit Beschluss vom 17. Dezember 2015 wurde der Rechtsstreit an das
Sozialgericht Darmstadt verwiesen (Bl. 12 GA).

Er hat vorgetragen, die Gelder seien auf das Konto seines ebenfalls in der Kanzlei
tÃ¤tigen Bruders B. ausgezahlt und von diesem jeweils direkt an Frau C.
weitergeleitet worden. Der Beklagte mÃ¼sse sich daher hinsichtlich einer etwaigen
RÃ¼ckforderung an diese wenden. Da es keine Kanzlei A. als SozietÃ¤t gebe, es
handele sich um eine BÃ¼rogemeinschaft (Bl. 25 GA), scheide eine
gesamtschuldnerische Haftung aus. Zwar sei Frau C. die â��Auszubildendeâ�� von
ihm selbst gewesen. Er habe jedoch weder den Bewilligungsbescheid erhalten noch
Zahlungen des Beklagten (Bl. 22 GA).Â 

Der KlÃ¤ger hat beantragt, den Bescheid vom 6. Mai 2015 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 19.10.2015 aufzuheben.Â 

Der Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen.

Der Beklagte hat entgegnet, der Antrag sei im Namen der Kanzlei gestellt worden.
Aus dem Antrag ginge nicht hervor, dass unter dem Namen der Kanzlei
verschiedene AnwÃ¤lte handelten, welche nicht mit einander geschÃ¤ftlich
verbunden seien (Bl. 26 GA). Die Kanzlei trete im Briefkopf mit der Bezeichnung AA
Law auf, laut der Firmendatenbank sei die Kanzlei als Gesellschaft bÃ¼rgerlichen
Rechts eingetragen (Bl. 27 GA).Â 
Die Leistungen seien an den KlÃ¤ger ausgezahlt worden. Dieser habe â�� selbst
wenn er den Bewilligungsbescheid zunÃ¤chst nicht erhalten haben sollte â�� im
Antragsformular erklÃ¤rt, sich zur Anmeldung der Frau C. zu verpflichten.

In der mÃ¼ndlichen Verhandlung sind der KlÃ¤ger und sein
ProzessbevollmÃ¤chtigter befragt worden. In der Niederschrift wird ausgefÃ¼hrt:
â��Der ProzessbevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers erklÃ¤rt: â��Frau C. war nicht meine
Auszubildende, sondern die Auszubildende vom KlÃ¤ger, A. A..â��Â 
Auf Vorhalt des Antragsformulars in der Leistungsakte hat der
ProzessbevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers weiter erklÃ¤rt: â��Dieses Formular habe in
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der Tat ich unterschrieben. Ich weiÃ� nicht mehr genau, warum ich das damals
unterschrieben habe. Ich bin jedoch in der Kanzlei zustÃ¤ndig fÃ¼r das Personal
und habe das damals einfach unterschrieben, als sie damit zu mir gekommen ist.
AusgefÃ¼llt worden ist das Formular jedoch von Frau C. Der Stempel, der sich im
Feld Firmenbezeichnung und Anschrift befindet, ist der Stempel, den damals mein
Bruder verwendet hat. Ich habe diesen Stempel in eigenen Angelegenheiten nicht
verwendet. Wenn ich gefragt werde, warum ich damals das Formular trotzdem
unterschrieben habe, obwohl der Stempel meines Bruders darauf war, kann ich
sagen, dass ich dies getan hatte, weil ich in der Kanzlei fÃ¼r
Personalangelegenheiten zustÃ¤ndig war.â�� (Bl. 57 f GA)

Das Sozialgericht hat die zulÃ¤ssige Klage durch Urteil vom 17. Januar 2018 als
unbegrÃ¼ndet abgewiesen.Â 

Der Bescheid vom 6. Mai 2015 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 19.
Oktober 2015 sei rechtmÃ¤Ã�ig und verletze den KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten.
Der Beklagte habe die Leistungsbewilligung zu Recht zurÃ¼ckgenommen und
kÃ¶nne vom KlÃ¤ger die Erstattung der erbrachten Leistungen in der genannten
HÃ¶he verlangen.

Das Gericht sei davon ausgegangen, dass dem KlÃ¤ger der Bewilligungsbescheid
vom 18. November 2013 nicht vor Auszahlung der Leistungen zugegangen sei, da
dies nicht bewiesen worden sei. Jedoch sei dem KlÃ¤ger durch die erstmalige
Auszahlung des Zuschusses auf das Konto seines Bruders die Leistungsbewilligung
bekanntgegeben worden. Es handele sich insoweit um einen durch konkludentes
Handeln erlassenen Verwaltungsakt, der nach Â§ 33 Abs. 2 S. 1 Sozialgesetzbuch
â�� Zehntes Buch â�� (SGB X) wirksam sei. Ein Verwaltungsakt kÃ¶nne danach
schriftlich, elektronisch, mÃ¼ndlich oder â��in anderer Weiseâ�� erlassen werden.
Damit werde auch konkludentes Handeln der Verwaltung erfasst (von
Wulffen/Engelmann, SGB X, 5. Aufl. 2005, Â§ 33 Rn. 14b mit
RechtsprechungsÃ¼bersicht). Es mÃ¼ssten dabei Anhaltspunkte dafÃ¼r vorhanden
sein, dass die BehÃ¶rde die Rechtslage geprÃ¼ft und eine
Verwaltungsentscheidung getroffen habe und auch treffen wollte (BSG, Urteil vom
07. Juli 2005 â�� B 3 P 12/04 R â��, Rn. 18, Juris). Solche Anhaltspunkte ergÃ¤ben
sich hier insbesondere daraus, dass die Auszahlung in zeitlicher NÃ¤he auf den
gestellten Antrag hin erfolgt sei. Zudem sei die Kanzlei zuvor von der
Sachbearbeiterin des Beklagten noch befragt worden, wohin die Leistungen
Ã¼berwiesen werden sollten. Die tatsÃ¤chliche Ã�berweisung ohne Ã�bersendung
eines Bescheides lieÃ�e daher aus Sicht eines objektiven EmpfÃ¤ngers nur den
Schluss zu, dass der Beklagte zu einer positiven Entscheidung gekommen sei, aber
einen schriftlichen Bescheid nicht habe erlassen wollen.

Die Bekanntgabe der Bewilligungsentscheidung sei insbesondere auch gegenÃ¼ber
dem KlÃ¤ger selbst erfolgt, obwohl die Leistungen auf das Konto seines Bruders B.
A. Ã¼berwiesen worden seien. Sei ein BevollmÃ¤chtigter bestellt, kÃ¶nne nach Â§
37 Abs. 1 S. 2 SGB X die Bekanntgabe eines Verwaltungsaktes ihm gegenÃ¼ber
vorgenommen werden. Der Leistungsantrag sei laut KlÃ¤gervortrag im Namen des
KlÃ¤gers durch dessen Bruder B. A. gestellt worden. Dies sei auch dadurch

                             5 / 16

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%203%20P%2012/04%20R
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/37.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/37.html


 

dokumentiert worden, dass bei der Antragstellung der Stempel des KlÃ¤gers
verwendet worden sei. Als Ansprechpartner im Antragsformular sei der Bruder
angegeben worden. Dieser habe auf Nachfrage sein eigenes Konto fÃ¼r die
Auszahlung der Leistungen angegeben. Der KlÃ¤ger habe durch die Ã�bertragung
des gesamten Antragsverfahrens an seinen Bruder fÃ¼r den Beklagten zu erkennen
gegeben, dass dieser zu sÃ¤mtlichen Handlungen im Verwaltungsverfahren
bevollmÃ¤chtigt sein sollte. Dies beziehe sich im Zweifel auch auf die
Entgegennahme der Leistungen, da fÃ¼r einen AuÃ�enstehenden keine
Begrenzung der BevollmÃ¤chtigung erkennbar gewesen sei.Â 

Zwar sei der vorliegend erfolgte Widerruf der Bewilligung rechtswidrig. Denn nach 
Â§ 47 Abs. 2 SGB X stehe ein solcher Widerruf im Ermessen der BehÃ¶rde
(â��kannâ��). Dieses wÃ¤re von dem Beklagten pflichtgemÃ¤Ã� auszuÃ¼ben
gewesen. Weder der Bescheid vom 6. Mai 2015 noch der Widerspruchsbescheid
vom 19. Oktober 2015 lieÃ�en jedoch erkennen, dass der Beklagte sein Ermessen
erkannt und ausgeÃ¼bt habe.

Jedoch kÃ¶nne hier die Widerrufsentscheidung in eine Aufhebung der Bewilligung
nach Â§ 48 Abs. 1 S. 2 SGB X umgedeutet werden. Ein fehlerhafter Verwaltungsakt
kÃ¶nne nach Â§ 43 Abs. 1 SGB X in einen anderen Verwaltungsakt umgedeutet
werden, wenn er auf das gleiche Ziel gerichtet sei, von der erlassenden BehÃ¶rde in
der geschehenen Verfahrensweise und Form rechtmÃ¤Ã�ig hÃ¤tte erlassen werden
kÃ¶nnen und wenn die Voraussetzungen fÃ¼r dessen Erlass erfÃ¼llt seien. Dies sei
hier gegeben. Insbesondere seien die Voraussetzungen fÃ¼r eine Aufhebung der
Bewilligungsentscheidung nach Â§ 48 Abs. 1 SGB X erfÃ¼llt.

Soweit in den tatsÃ¤chlichen oder rechtlichen VerhÃ¤ltnissen, die beim Erlass eines
Verwaltungsaktes mit Dauerwirkung vorgelegen hÃ¤tten, eine wesentliche
Ã�nderung eingetreten sei, sei nach Â§ 48 Abs. 1 S. 1 SGB X der Verwaltungsakt mit
Wirkung fÃ¼r die Zukunft aufzuheben. Der Verwaltungsakt solle nach Satz 2 Nr. 4
insbesondere mit Wirkung vom Zeitpunkt der Ã�nderung der VerhÃ¤ltnisse
aufgehoben werden, soweit der Betroffene gewusst habe oder nicht gewusst habe,
weil er die erforderliche Sorgfalt in besonders schwerem MaÃ�e verletzt habe, dass
der sich aus dem Verwaltungsakt ergebende Anspruch kraft Gesetzes zum Ruhen
gekommen oder ganz oder teilweise weggefallen sei.

Dies sei hier der Fall gewesen. Der Anspruch des KlÃ¤gers auf die ZuschÃ¼sse zur
Einstiegsqualifizierung sei nach Bekanntgabe der Leistungsbewilligung durch die
erstmalige Ã�berweisung dadurch weggefallen, dass der KlÃ¤ger Frau C. im
Zeitraum ihrer BeschÃ¤ftigung bisher nicht sozialversicherungsrechtlich
angemeldet habe. Der gesetzlichen Regelung zum Zuschuss fÃ¼r betriebliche
Einstiegsqualifizierungen des Â§ 54 a Abs. 1 und 2 SGB III lasse sich zwar nicht
ausdrÃ¼cklich entnehmen, dass der Zuschuss nur fÃ¼r
sozialversicherungsrechtlich angemeldete BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisse gewÃ¤hrt
werden kÃ¶nne. Jedoch ergebe sich bereits aus der dort vorgesehenen Ã�bernahme
eines Anteils am Gesamtsozialversicherungsbeitrag und dem in Absatz 2 Nr. 3
vorgesehen zeitlichen Umfang von mindestens 20 Wochenstunden, dass es sich um
solche BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisse handele. Zudem stehe einer Einbeziehung
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pflichtwidrig nichtangemeldeter BeschÃ¤ftigungen schon entgegen, dass in diesem
Fall die ZuschÃ¼sse trotz mÃ¶glicherweise strafbaren Verhaltens der Parteien des
Einstiegsqualifizierungsvertrags (Â§ 266 a StGB) erbracht werden kÃ¶nnten. Dies
widerspreche erkennbar den gesetzgeberischen Interessen.

Dem KlÃ¤ger sei auch zumindest grobfahrlÃ¤ssige Unkenntnis vom Wegfall des
Leistungsanspruches vorzuwerfen. Die erforderliche Sorgfalt sei hier in besonders
grobem MaÃ�e verletzt. Vorliegend habe ihm aufgrund der deutlichen Hinweise im
Antragsformular klar gewesen sein mÃ¼ssen, dass der Anspruch auf den Zuschuss
entscheidend von der sozialversicherungsrechtlichen Anmeldung der Frau C.
abhinge. Sollte lediglich dem Bruder das Formular vorgelegt haben, so mÃ¼sse sich
der KlÃ¤ger dessen Verschulden jedenfalls nach Â§ 166 BGB entsprechend
zurechnen lassen. Insbesondere gÃ¤be es fÃ¼r das Gericht gerade im Hinblick auf
die berufliche TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers und des von ihm bevollmÃ¤chtigten Bruders
B. A., die beide RechtsanwÃ¤lte seien, keine Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass ihr
individueller VerstÃ¤ndnishorizont nicht ausreichend gewesen wÃ¤re, um den
Wegfall des Leistungsanspruches infolge der fehlenden Anmeldung zu erkennen.

Die maÃ�geblichen Fristen fÃ¼r die Aufhebung der Bescheide seien eingehalten
worden. Ein Ermessen sei nach Â§ 40 Abs. 2 Nr. 3 SGB II i.V.m. Â§ 330 Abs. 3 S. 1
SGB III nicht auszuÃ¼ben gewesen.

Der KlÃ¤ger habe die Zahlungen auch vollstÃ¤ndig nach Â§ 50 Abs. 1 S. 1 SGB X zu
erstatten. Entgegen seiner Annahme habe er vom Beklagten Leistungen in der
genannten HÃ¶he erhalten. Auch im Rahmen der Auszahlung von Leistungen an
einen durch WillenserklÃ¤rung ermÃ¤chtigten Dritten (etwa bei Einwilligung des
Berechtigten) mÃ¼sse sich der Berechtigte die Leistungen als empfangen
zurechnen lassen (BSG, Urteil vom 22. April 1987 â�� 10 RKg 16/85 = SozR 1300 Â§
50 Nr. 16; BSG, Urteil vom 22. April 1987 â�� 10 RKg 6/86 = juris Rz 12; BSG, Urteil
vom 25. Januar 1988 â�� 10 BKg 14/87 = juris Rz 4). Dies gelte selbst dann, wenn
eine solche ErmÃ¤chtigung nicht vorgelegen habe, die auszahlende BehÃ¶rde aber
von ihr habe ausgehen dÃ¼rfen (BSG, Urteil vom 28. Juni 1991 â�� 11 RAr 47/90 = 
SozR 3-1300 Â§ 50 Nr. 10: Vertreter ohne Vertretungsmacht; BSG, Urteil vom 12.
Dezember 1996 â�� 11 RAr 31/96 = SozR 3-1300 Â§ 44 Nr. 19; Merten in:
Hauck/Noftz, SGB, 08/16, Â§ 50 SGB X, Rn. 20). Es kÃ¶nne daher hier im Ergebnis
dahinstehen, ob der KlÃ¤ger seinen Bruder B. A. tatsÃ¤chlich intern ausdrÃ¼cklich
zur Entgegennahme der Leistungen ermÃ¤chtigt habe. Er mÃ¼sse sich jedenfalls
vorhalten lassen, dass er durch die BevollmÃ¤chtigung im Verwaltungsverfahren
beim Beklagten den Eindruck erweckt habe, der Bruder sei auch berechtigt, Ã¼ber
den Zahlungsweg zu verfÃ¼gen.

Unerheblich sei, dass die Leistungen sogleich an Frau C. weitergeleitet worden
seien. Bei dem Zuschuss zur Einstiegsqualifizierung handele es sich um eine
Leistung an den Arbeitgeber und nicht an den Arbeitnehmer. Dies sei in
vorliegendem Fall z.B. auch dadurch zum Ausdruck gekommen, dass die Leistungen
an den KlÃ¤ger und nicht an Frau C. ausgezahlt worden seien.Â 

SchlieÃ�lich kÃ¶nne sich der LeistungsempfÃ¤nger im Bereich des Â§ 50 SGB X
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nicht auf die Einrede des Wegfalls der Bereicherung berufen (SchÃ¼tze in: von
Wulffen/SchÃ¼tze, SGB X, 8. Aufl., Â§ 50 Rn. 27 m.w.N.).

Der KlÃ¤ger hat gegen das ihm am 8. Februar 2018 zugestellte Urteil am 8. MÃ¤rz
2018 Berufung beim Hessischen Landessozialgericht eingelegt.

Er hat vorgetragen, der angegriffene Bescheid sei rechtswidrig und verletze ihn in
seinen Rechten. Zu Unrecht sei das Sozialgericht davon ausgegangen, der Beklagte
habe die Leistungsbewilligung zu Recht zurÃ¼ckgenommen und kÃ¶nne von dem
KlÃ¤ger die Erstattung der erbrachten Leistungen in der genannten HÃ¶he
verlangen.
Wie das Gericht selbst festgestellt habe, habe der Beklagte nicht beweisen
kÃ¶nnen, dass der Bewilligungsbescheid vom 18. November 2013 dem KlÃ¤ger vor
der Auszahlung der Leistungen zugegangen sei. Zu Unrecht gehe das Gericht daher
davon aus, dass dem KlÃ¤ger durch die erstmalige Auszahlung des Zuschusses auf
das Konto seines Bruders die Leistungsbewilligung durch einen durch konkludentes
Handeln erlassenen Verwaltungsakt bekannt gegeben worden sei, der nach Â§ 33 II
Satz 1 SGB X wirksam sei.
Die Auszahlung auf das Konto seines Bruders, auf das er keinerlei Zugriff habe, da
es sich unstreitig um eine BÃ¼rogemeinschaft und nicht um eine SozietÃ¤t
handele, kÃ¶nne keine Bekanntgabe eines Verwaltungsakts durch konkludentes
Handeln darstellen.
Bei RechtsanwÃ¤lten in BÃ¼rogemeinschaft handele es sich daher um
EinzelanwÃ¤lte.
Da es sich um BrÃ¼der handele, hÃ¤tten beide auch denselben Nachnamen, nicht
jedoch denselben Vornamen, so dass es sich auch nicht um dieselbe Person
handele. Demzufolge kÃ¶nne ein gegenÃ¼ber dem Bruder des KlÃ¤gers konkludent
bekannt gegebener Verwaltungsakt nicht auch gleichzeitig dem KlÃ¤ger bekannt
gegeben worden sein und schon gar nicht durch eine Auszahlung auf das Konto des
Bruders des KlÃ¤gers, auf das er selbst keinerlei Zugriff habe.
Die Ã�berweisung eines Geldbetrages auf das Konto eines Dritten, nÃ¤mlich auf das
Konto eines anderen Rechtsanwalts, der zufÃ¤lligerweise der Bruder des KlÃ¤gers
sei und daher denselben Nachnamen wie der KlÃ¤ger habe, lasse aus keinerlei Sicht
den Schluss zu, dass der Beklagte einen Antrag, den der KlÃ¤ger gestellt habe,
positiv beschieden habe und keinen schriftlichen Bescheid habe erlassen wollen;
erst Recht sei dies jedoch nicht aus der Sicht eines objektiven EmpfÃ¤ngers so zu
sehen.
Eine Vollmacht des KlÃ¤gers an seinen Bruder habe zu keinem Zeitpunkt
vorgelegen und die diesbezÃ¼glichen Feststellungen des Gerichts seien vÃ¶llig
konstruiert und an den Haaren herbeigezogen.
Im Ã�brigen stelle das Gericht selbst fest, dass der durch den Beklagten erfolgte
Widerruf der Bewilligung rechtswidrig gewesen sei, da der Beklagte das ihm
zustehende Ermessen noch nicht einmal erkannt, geschweige denn pflichtgemÃ¤Ã�
ausgeÃ¼bt habe; nur um im Anschluss an diese zutreffende Feststellung wiederum
eine Umdeutung der Widerrufsentscheidung in eine Aufhebung der Entscheidung zu
konstruieren.Â 
Weiter stelle das Gericht zu Unrecht fest, dass der KlÃ¤ger als Betroffener eines
Verwaltungsaktes mit Dauerwirkung gewusst habe oder zumindest grob fahrlÃ¤ssig
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nicht gewusst habe, dass der sich aus dem Verwaltungsakt ergebende Anspruch,
nÃ¤mlich die Leistungsbewilligung auf die ZuschÃ¼sse zur Einstiegsqualifikation
fÃ¼r Frau C., kraft Gesetzes wegefallen sei, weil er Frau C. im Zeitraum ihrer
BeschÃ¤ftigung bisher nicht sozialversicherungsrechtlich angemeldet habe und
damit die erforderliche Sorgfalt in besonders schwerem MaÃ�e verletzt habe.
Wie das Gericht im Ã�brigen selbst festgestellt, lasse sich der gesetzlichen
Regelung zum Zuschuss fÃ¼r betriebliche Einstiegsqualifikationen des Â§ 54a 1 und
II SGB III gerade nicht ausdrÃ¼cklich entnehmen, dass der Zuschuss nur fÃ¼r
sozialversicherungsrechtlich angemeldete BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisse gewÃ¤hrt
werden kÃ¶nne; nur um im Anschluss hieran wiederum zu konstruieren, dass sich
bereits aus der dort vorgesehenen Ã�bernahme eines Anteils am
Gesamtsozialversicherungsbeitrag ergebe, dass es sich um solche
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisse handele.
Ebenso verhalte es sich mit der weiteren Konstruktion des Gerichts im Hinblick auf
die in besonders grobem MaÃ�e verletzte Sorgfaltspflicht des KlÃ¤gers, die von
weiteren MutmaÃ�ungen gespickt sei.
Im Ergebnis habe das Gericht jeden â��Fehlerâ��, der dem Beklagten unterlaufen
sei, zu Lasten des KlÃ¤gers â��wegkonstruiertâ��. Fakt sei, dass der KlÃ¤ger zu
keinem Zeitpunkt irgendwelche Leistungen des Beklagten erhalten habe und diese
daher von ihm auch nicht zu erstatten seien.

Die KlÃ¤ger beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Darmstadt vom 17. Januar 2018 sowie den Bescheid
des Beklagten vom 6. Mai 2015 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 19.
Oktober 2015 aufzuheben.
Der Beklagte beantragt,
die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.
Der Beklagte verweist zur weiteren BegrÃ¼ndung auf seine AusfÃ¼hrungen im
Widerspruchsbescheid.Â 

In der mÃ¼ndlichen Verhandlung am 4. August 2021 sind der KlÃ¤ger befragt und
der Bruder des KlÃ¤gers als Zeuge vernommen worden.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Vorbringens der Beteiligten und des
Sachverhalts im Ã�brigen wird auf den Inhalt der Gerichtsakte, sowie der
beigezogenen in elektronischer Form und Papierform vorliegenden Verwaltungsakte
des Beklagten sowie die Sitzungsniederschrift der mÃ¼ndlichen Verhandlung vom
4. August 2021 Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde

I. Die Berufung ist zulÃ¤ssig.
Gegenstand des Berufungsverfahrens ist neben dem Urteil des Sozialgerichts
Darmstadt vom 17. Januar 2018 der Widerrufs- und Erstattungsbescheid des
Beklagten vom 6. Mai 2015 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 19. Oktober
2015, soweit damit der zuvor bewilligte Qualifierungszuschusses fÃ¼r Frau C. fÃ¼r
November 2013 bis einschlieÃ�lich Juli 2014 widerrufen wurde. Gleichfalls im Streit
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steht die Erstattungsforderung des Beklagten fÃ¼r die LeistungsgewÃ¤hrung fÃ¼r
die Monate November 2013 bis einschlieÃ�lich August 2014. Der angefochtene
Verwaltungsakt enthÃ¤lt zwei Regelungen:
â�� den Widerruf des Bescheides des Beklagten vom 13. November 2013 Ã¼ber die
Bewilligung eines Qualifizierungszuschusses fÃ¼r Frau C. an den KlÃ¤ger fÃ¼r die
Zeit vom 1. November 2013 bis zum 31. Juli 2014 undÂ 
â�� die Feststellung einer Erstattungspflicht des KlÃ¤gers in HÃ¶he von 3230 Euro.
Statthafte Klageart ist die Anfechtungsklage nach Â§ 54 Abs. 1 Satz 1 SGG, denn
der KlÃ¤ger strebt die Aufhebung des Bescheides des Beklagten vom 6. Mai 2015 in
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 19. Oktober 2015 an.Â 

II. Die Berufung ist unbegrÃ¼ndet.
Der Bescheid vom 6. Mai 2015 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 19.
Oktober 2015 ist rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt den KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten.

1. Der Verwaltungsakt ist in formeller Hinsicht rechtlich nicht zu beanstanden. Die
grundsÃ¤tzlich erforderliche AnhÃ¶rung nach Â§ 24 SGB X ist mit dem Schreiben
vom 18. November 2014 erfolgt. Der Verwaltungsakt enthÃ¤lt auch eine
ausreichende BegrÃ¼ndung (Â§ 35 SGB X).Â 

2. In materieller Hinsicht ist der angegriffene Bescheid bei Umdeutung nach Â§ 43
SGB X rechtmÃ¤Ã�ig.

a) Soweit der Beklagte die Aufhebung des Bescheids vom 13. November 2013 auf 
Â§ 47 SGB X stÃ¼tzt, weil die ErklÃ¤rung zur gezahlten VergÃ¼tung, Ausstellung
eines Zeugnisses und die BestÃ¤tigung der Anmeldung zur Sozialversicherung nicht
erfolgt ist, kann der angegriffene Bescheid keinen Bestand haben. Unbesehen des
Vorliegens der tatbestandlichen Voraussetzungen eines Widerrufs fÃ¼r die
Vergangenheit wegen NichterfÃ¼llung einer Auflage nach Â§ 47 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2
SGB X, hat der Beklagte jedenfalls das ihm eingerÃ¤umte Ermessen nicht
ausgeÃ¼bt.

Nach Â§ 47 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 SGB X, der im SGB II Ã¼ber Â§ 40 Abs. 1 Satz 1 SGB
II Anwendung findet, kann ein rechtmÃ¤Ã�iger begÃ¼nstigender Verwaltungsakt,
der mit einer Auflage verbunden ist und der BegÃ¼nstigte diese nicht oder nicht
innerhalb einer ihm gesetzten Frist erfÃ¼llt hat, auch nachdem er unanfechtbar
geworden ist, ganz oder teilweise auch mit Wirkung fÃ¼r die Vergangenheit
widerrufen werden. Eine solche Auflage hat der Beklagte in seinen Bescheid vom
13. November 2013 aufgenommen. In dem Bescheid wird ausgefÃ¼hrt, dass der
Zuschuss unter der Auflage gewÃ¤hrt wird, dass binnen drei Monate nach
Arbeitsaufnahme eine BestÃ¤tigung der Krankenkasse vorzulegen ist, wonach die
zu Qualifizierende zur Sozialversicherung angemeldet ist.Â 

Obgleich der KlÃ¤ger die Auflage nicht erfÃ¼llt hat, weil eine Anmeldung von Frau
C. zur Sozialversicherung nicht erfolgte, kann â�� unabhÃ¤ngig vom Vorliegen von
Vertrauensschutzgesichtspunkten (Â§ 47 Abs. 2 SÃ¤tze 2 bis 4 SGB X) als weitere
tatbestandliche Voraussetzungen â�� der Widerruf keinen Bestand haben, weil der
Beklagte jedenfalls das von ihm im Rahmen des Â§ 47 SGB X geforderte Ermessen
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(vgl. BSG, Urteil vom 17. MÃ¤rz 2016 â�� B 4 AS 18/15 R â��, Rn. 23, juris) nicht
ausgeÃ¼bt hat.

Eine Heilung der fehlenden ErmessensausÃ¼bung ist im gerichtlichen Verfahren
jedoch nicht mÃ¶glich (BSG, Urteil vom 20. Januar 2021 â�� B 13 R 13/19 R â��, Rn.
37, juris). Zwar ist eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften, die nicht
den Verwaltungsakt nach Â§ 40 SGB X nichtig macht, gemÃ¤Ã� Â§ 41 Abs. 1 Nr. 2
SGB X unbeachtlich, wenn die erforderliche BegrÃ¼ndung nachtrÃ¤glich gegeben
wird. Sie kann gemÃ¤Ã� Â§ 41 Abs. 2 SGB X bis zur letzten Tatsacheninstanz eines
sozial- oder verwaltungsgerichtlichen Verfahrensnachgeholt werden. Ein
BegrÃ¼ndungsmangel in diesem Sinne kann auch vorliegen, wenn der
Verwaltungsakt nicht nach MaÃ�gabe von Â§ 35 Abs. 1 Satz 3 SGB X bei einer
Ermessensentscheidung die maÃ�gebenden Gesichtspunkte â��erkennenâ�� lÃ¤sst
(vgl. hierzu: SchÃ¼tze, in: von Wulffen/SchÃ¼tze, SGB X, 9. Aufl., 2020, Â§ 41 Rdnr.
10; SÃ¤chs. LSG, Urteil vom 29. Januar 2015 â�� L 3 AL 57/11 â��, Rn. 39, juris).Â 

Hier liegt jedoch ein Fall des Ermessensnichtgebrauchs oder des
Ermessensausfalles vor. Dieser Mangel der ErmessensbetÃ¤tigung kann aber im
Gegensatz zu einem Fehler der ErmessensbegrÃ¼ndung nicht mehr im
gerichtlichen Verfahren geheilt werden (so ausdrÃ¼cklich: BSG, Beschluss vom 7.
Dezember 2010 â�� B 11 AL 74/10-, Rn. 8, juris, m. w. N.; SÃ¤chs. LSG, Urteil vom
29. Januar 2015 â�� L 3 AL 57/11 â��, Rn. 39, juris).

Eine andere Sichtweise wÃ¤re nur dann geboten, wenn hinsichtlich der
Leistungswiderrufe das Ermessen kraft Gesetzes ausgeschlossen gewesen wÃ¤re
oder eine Ermessensreduzierung auf Null vorgelegen hÃ¤tte.Â 

Eine etwaige Ermessensreduzierung auf Null ist hier nicht ersichtlich. Die
Ermessensschrumpfung auf Null stellt einen seltenen Ausnahmefall dar. Sie setzt
voraus, dass es nach dem festgestellten Sachverhalt ausgeschlossen ist, dass
UmstÃ¤nde vorliegen, die eine anderweitige â�� den Betroffenen ganz oder
teilweise begÃ¼nstigende â�� Entscheidungsfindung rechtsfehlerfrei zulieÃ�en
(BSG, Urteil vom 4. Februar 1988 â�� 11 RAr 26/87 â��, Rn. 16; BSG, Urteil vom 17.
Oktober 1990 â�� 11 RAr 3/88 â��, SozR 3-1300 Â§ 45 Nr 5, SozR 3-1300 Â§ 32 Nr.
5, Rn. 25; von Wulffen/Wiesner a.a.O. Â§ 45 RdNr 5). Dies ist in aller Regel nicht der
Fall (BSG, Urteil vom 11. April 2002 â�� B 3 P 8/01 R â��, Rn. 26, juris, m.w.N.).
Vorliegend ist zugunsten des KlÃ¤gers zu berÃ¼cksichtigen, dass ihm zum einen
der begÃ¼nstigende Verwaltungsakt erst nach Ablauf des Bewilligungszeitraums
zuging und der Beklagte selbst wÃ¤hrend der Dauer des Bewilligungszeitraumes
keine MaÃ�nahmen einleitete, um die ErfÃ¼llung der Auflage zu kontrollieren.
Somit liegen UmstÃ¤nde vor, die eine andere den KlÃ¤ger begÃ¼nstigende
Entscheidung zulieÃ�en.

Das Ermessen ist auch nicht aufgrund gesetzlicher Regelungen ausgeschlossen.
Sonderregelungen fÃ¼r die Aufhebung von Verwaltungsakten finden sich in Â§ 330
SGB III. Der dort geregelte Ermessensausschluss betrifft aber nur bestimmte
Konstellationen zu den Â§Â§ 44, 45 und 48 SGB X, nicht aber des Â§ 47 SGB X
(SÃ¤chs. LSG, Urteil vom 29. Januar 2015 â�� L 3 AL 57/11 â��, Rn. 41, juris).
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b. Der ermessensfehlerhafte Widerruf kann auch nicht â�� als weitere
Rechtsgrundlage fÃ¼r die Aufhebung â�� nach Â§ 40 Abs. 1 Satz 1 und 2 Nr. 1 SGB
II i.V.m. Â§ 330 Abs. 3 Satz 1 SGB III i.V.m. Â§ 48 Abs. 1 SGB X bestehen bleiben
(vgl. zur MÃ¶glichkeit der â��Umdeutungâ�� eines rechtswidrigen Widerrufs in
einen Aufhebungsbescheid nach Â§ 48 SGB X bzw. zum Austausch der
Rechtsgrundlage: BSG, Urteil vom 2. April 2014 â�� B 6 KA 15/13 R, Rn. 29, juris;
BSG, Urteil vom 17. MÃ¤rz 2016 â�� B 4 AS 18/15 R â��, Rn. 26 â�� 28)

Nach Â§ 48 Abs. 1 S 1 SGB X ist ein Verwaltungsakt mit Dauerwirkung aufzuheben,
soweit in den tatsÃ¤chlichen oder rechtlichen VerhÃ¤ltnissen, die bei seinem Erlass
vorgelegen haben, eine wesentliche Ã�nderung eingetreten ist. Der Verwaltungsakt
ist nach S. 2 der Vorschrift â�� ohne AusÃ¼bung von Ermessen und mit Wirkung
vom Zeitpunkt der Ã�nderung der VerhÃ¤ltnisse â�� u.a. aufzuheben, soweit der
Betroffene einer durch Rechtsvorschrift vorgeschriebenen Pflicht zur Mitteilung
wesentlicher fÃ¼r ihn nachteiliger Ã�nderungen der VerhÃ¤ltnisse vorsÃ¤tzlich oder
grob fahrlÃ¤ssig nicht nachgekommen ist oder der Betroffene wusste oder nicht
wusste, weil er die erforderliche Sorgfalt in besonders schwerem MaÃ�e verletzt
hat, dass der sich aus dem Verwaltungsakt ergebende Anspruch kraft Gesetzes zum
Ruhen gekommen oder ganz oder teilweise weggefallen ist.

Die tatbestandlichen Voraussetzungen des Â§ 48 SGB X liegen nicht vor, denn hier
fehlt es an einer wesentlichen Ã�nderung nach Erlass des aufzuhebenden
Bescheides. Der aufzuhebende Bescheid datiert zwar vom 18. November 2013. Ein
Verwaltungsakt wird jedoch nicht schon existent, wenn er fertig gestellt und
unterschrieben ist, sondern erst, wenn er durch Bekanntgabe an einen Betroffenen
erlassen wird (BSG, Urteil vom 21. Juli 1988 â�� 7 RAr 51/86 â��, BSGE 64, 17-23,
SozR 1200 Â§ 54 Nr. 13, juris, Rn. 29; BSG, Urteil vom 31. Oktober 2012 â�� B 13 R
65/11 R â��, SozR 4-1500 Â§ 163 Nr 6, Rn. 26, juris; SchÃ¼tze/Engelmann, 9. Aufl.
2020, SGB X Â§ 37 Rn. 5). Der Zeitpunkt des Erlasses bestimmt sich nach der
Bekanntgabe des Bescheides an den Adressaten (Â§Â§ 39, 37 SGB X), also bei
schriftlich erlassenem Verwaltungsakt regelmÃ¤Ã�ig mit dem Zeitpunkt des
Zugangs (BSG, Urteil vom 14. MÃ¤rz 1996 â�� 7 RAr 84/94 â��, Rn. 20, juris;
SchÃ¼tze/Engelmann, 9. Aufl. 2020, SGB X Â§ 37 Rn. 5).Â 

Der vom 18. November 2013 datierende Bescheid ist weder mit einem
Absendevermerk versehen, noch konnte der Beklagte den Nachweis erbringen, dass
dieser Bescheid dem KlÃ¤ger vor Beginn der Leistungsbewilligung zuging. Unstreitig
wurde dem KlÃ¤ger dieser Bescheid erst am 14. November 2014 bekannt gegeben
und ist damit im Sinne von Â§ 37 Abs. 1 Satz 1 SGB X erlassen worden.Â 

Zum Zeitpunkt des Erlasses am 14. November 2014 war der Bewilligungszeitraum,
vom 1. November 2013 bis 31. Juli 2014, bereits abgelaufen, weshalb die Auflage
Frau C. binnen drei Monate nach Arbeitsaufnahme zur Sozialversicherung
anzumelden, nicht mehr wirksam werden konnte, sodass es an einer wesentlichen
Ã�nderung in den tatsÃ¤chlichen oder rechtlichen VerhÃ¤ltnissen fehlt.

c) Der ermessensfehlerhafte Widerruf kann, soweit Leistungen fÃ¼r die Zeit vom 1.
November 2013 bis 31. Juli 2014 von dem Beklagten gegenÃ¼ber dem KlÃ¤ger
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zurÃ¼ckgenommen werden, gemÃ¤Ã� Â§ 40 Abs. 2 SGB II i.V.m. Â§ 330 Abs. 3 Satz
1 SGB III i.V.m. Â§ 45 Abs. 1, 2 SGB X gestÃ¼tzt und nach Â§ 43 SGB X umgedeutet
werden.

Eine Umdeutung des Widerrufs in eine RÃ¼cknahme ist nach Â§ 43 SGB X
zulÃ¤ssig, denn die Voraussetzungen einer Aufhebung nach Â§ 40 Abs. 1 Satz 1,
Abs. 2 Nr. 3 SGB II i.V.m. Â§ 330 Abs. 2 SGB III i.V.m. Â§ 45 Abs. 1, 2 Satz 3 SGB X
liegen vor.

Ein fehlerhafter Verwaltungsakt kann nach Â§ 43 Abs. 1 SGB X in einen anderen
Verwaltungsakt umgedeutet werden, wenn er auf das gleiche Ziel gerichtet ist, von
der erlassenden BehÃ¶rde in der geschehenen Verfahrensweise und Form
rechtmÃ¤Ã�ig hÃ¤tte erlassen werden kÃ¶nnen und wenn die Voraussetzungen
fÃ¼r dessen Erlass erfÃ¼llt sind.Â 

Die Voraussetzungen fÃ¼r die Umdeutung nach Â§ 43 SGB X sind vorliegend
erfÃ¼llt.

Der Widerruf und die RÃ¼cknahme sind auf das Ziel der rÃ¼ckwirkenden
RÃ¼cknahme der LeistungsgewÃ¤hrung gerichtet. Der Beklagte hÃ¤tte den
Bescheid von vornherein auf Â§ 45 SGB X stÃ¼tzen kÃ¶nnen, da dessen
Voraussetzungen vorliegen. Nach der Rechtsprechung des BSG sind GrundsÃ¤tze
des Â§ 43 SGB X auch im gerichtlichen Verfahren anwendbar (vgl. BSG, Urteil vom
10. Februar 1993 â�� 9/9a RVs 5/91 â��, SozR 3-1300 Â§ 48 Nr 25, SozR 3-1300 Â§
43 Nr 2, SozR 3-1300 Â§ 45 Nr 12, juris; BSG, Urteil vom 26. August 1994 â�� 13 RJ
29/93 â��, Rn. 23, juris; Leopold in jurisPK-SGB X, Â§ 43 RdNr. 63).

Auch die weiteren Voraussetzungen des Â§ 43 SGB X liegen vor. So widerspricht die
Umdeutung nicht der erkennbaren Absicht des Beklagten. Denn mit der Umdeutung
in einen Bescheid Ã¼ber die RÃ¼cknahme nach Â§ 45 Abs. 2 SGB X soll dasselbe
Ziel erreicht werden. Auch Â§ 43 Abs. 2 Satz 1 Halbsatz 2 SGB X, wonach die
Rechtsfolgen des Verwaltungsakts, in den der fehlerhafte Verwaltungsakt
umzudeuten wÃ¤re, fÃ¼r den Betroffenen nicht ungÃ¼nstiger sein dÃ¼rfen als die
des fehlerhaften Verwaltungsakts, steht einer Umdeutung nicht entgegen. In beiden
FÃ¤llen tritt eine identische Rechtsfolge â�� die RÃ¼ckforderung der gewÃ¤hrten
Leistung â�� ein.Â 
Der Umdeutung steht auch nicht Â§ 43 Abs. 3 SGB X entgegen, da diese Vorschrift
nur die Umdeutung einer (zwingend) gebundenen Entscheidung in eine
Ermessensentscheidung ausschlieÃ�t, nicht aber den umgekehrten Fall der
Umdeutung einer Ermessensentscheidung in eine gebundene Entscheidung (BSG,
Urteil vom 2. April 2014 â�� B 6 KA 15/13 R, BeckRS 2014, 70971 Rn. 28-47, beck-
online; SchÃ¼tze in v. Wulffen/SchÃ¼tze, SGB X, 8. Aufl. 2014, Â§ 43 RdNr. 12);
gemÃ¤Ã� Â§ 40 Abs. 1 Satz 1 und 2 Nr. 1 SGB II i.V.m. Â§ 330 Abs. 3 Satz 1 SGB III
i.V.m. Â§ 45 Abs. 2 SGB X ist ein Verwaltungsakt mit Wirkung fÃ¼r die
Vergangenheit aufzuheben, wenn die tatbestandlichen Voraussetzungen vorliegen;
es besteht also eine Pflicht zur Aufhebung, Ermessen steht der BehÃ¶rde nicht zu.Â 

FÃ¼r die Abgrenzung zwischen Â§ 45 SGB X und Â§ 48 SGB X ist hier maÃ�geblich
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auf die Bekanntgabe des Bescheides abzustellen. Da der Bescheid erst im
November 2014 fÃ¼r den Bewilligungszeitraum von 1. November 2013 bis 31. Juli
2014 bekannt gegeben wurde, waren bei Erlass dieses Bescheides die Zahlungen
des Beklagten bereits auf dem Konto des Bruders des KlÃ¤gers eingegangen.
Deshalb kann Â§ 48 SGB X, der die FÃ¤lle einer Ã�nderung der VerhÃ¤ltnisse nach
Erlass eines Verwaltungsakts erfasst, hier nicht Rechtsgrundlage der Aufhebung
sein. Vielmehr ist Â§ 45 SGB X heranzuziehen, der die Aufhebung von
Verwaltungsakten betrifft, die bereits bei ihrem Erlass rechtswidrig sind.

Die Voraussetzungen fÃ¼r eine rÃ¼ckwirkende Aufhebung liegen vor. Nach Â§ 40
Abs. 2 Nr. Â 3 SGB II i. V. m. Â§ 330 Abs. 2 SGB III und Â§ 45 Abs. 1 S. 2 Nr. 3 SGB X
ist ein bereits bei seinem Erlass rechtswidriger Verwaltungsakt mit Wirkung fÃ¼r
die Vergangenheit aufzuheben, soweit der BegÃ¼nstigte die Rechtswidrigkeit des
Verwaltungsaktes kannte oder infolge grober FahrlÃ¤ssigkeit nicht kannte.

Die Rechtswidrigkeit des Bescheides folgt daraus, dass keine Anmeldung der Frau
C. zur Sozialversicherung binnen der ersten drei Monate nach Aufnahme der
TÃ¤tigkeit erfolgte.Â 

Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass die Zahlungen des Beklagten dem KlÃ¤ger als zu
Unrecht oder unzutreffend zugeflossen behandelt wurden, liegen nicht vor. Soweit
der KlÃ¤ger geltend gemacht hat, er habe die Gelder nicht ausgezahlt bekommen,
da diese auf das Konto seines Bruders geflossen seien, muss sich der KlÃ¤ger diese
Zahlungen zurechnen lassen, da die Zahlungen aufgrund der Angaben im Antrag
auf das Konto seines Bruders erfolgten. Der Senat nimmt insoweit nach Â§ 153 Abs.
3 SGG Bezug auf die AusfÃ¼hrungen im erstinstanzlichen Urteil, denen er sich
anschlieÃ�t.Â 

Des Weiteren ist in diesem Zusammenhang folgendes zu berÃ¼cksichtigen: Nach
Angaben des Bruders und ProzessbevollmÃ¤chtigten des KlÃ¤gers im
erstinstanzlichen Verfahren war der Bruder in dieser Zeit fÃ¼r die
Personalangelegenheiten zustÃ¤ndig. Es erfolgte also offensichtlich ein
arbeitsteiliges Vorgehen innerhalb der Kanzlei. Der KlÃ¤ger hat auch nicht
vorgetragen, dass er Frau C. ebenfalls entlohnt hat, so dass er durch die Zahlungen
seines Bruders gegenÃ¼ber der zu Qualifizierenden gegenÃ¼ber dieser von
weiteren Zahlungen frei wurde. Aus diesem Grund kann er sich nicht darauf
berufen, die Gelder nicht erhalten zu haben.

Der KlÃ¤ger ist daher zutreffend sowohl Adressat des Bewilligungsbescheides als
auch des angegriffenen Bescheides. Denn Adressat des Verwaltungsaktes ist
derjenige, der durch den Verwaltungsakt materiell berechtigt oder verpflichtet sein
soll oder dem gegenÃ¼ber ein RechtsverhÃ¤ltnis festgestellt werden soll (Pattar in:
Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB X, 2. Aufl., Â§ 33 SGB X (Stand: 01.12.2017), Rn. 12).
Hierbei ist zu berÃ¼cksichtigen, dass nach seinen eigenen Angaben, Frau C. seine
â��Auszubildendeâ�� war und daher die Bewilligung ihm gegenÃ¼ber erfolgte.

Neben der Rechtswidrigkeit des Bewilligungsbescheids liegen auch die Ã¼brigen
Voraussetzungen fÃ¼r eine rÃ¼ckwirkende Aufhebung vor. Insbesondere kann der
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KlÃ¤ger sich nicht auf Vertrauensschutz berufen.

Vertrauensschutz ist gem. Â§ 45 Abs. 2 Satz 3 Nr. 3 SGB X ausgeschlossen, wenn
der BegÃ¼nstigte die Rechtswidrigkeit des Verwaltungsaktes kannte oder infolge
grober FahrlÃ¤ssigkeit nicht kannte.

Hier basierten die fehlerhaften Bewilligungen darauf, dass der KlÃ¤ger die
TÃ¤tigkeit von Frau C. nicht binnen drei Monaten zur Sozialversicherung
angemeldet hat. Der Senat hat keinen Zweifel daran, dass auch das
Tatbestandsmerkmal der groben FahrlÃ¤ssigkeit im Sinne einer besonders
schweren Verletzung der erforderlichen Sorgfalt (Â§ 45 Abs. 2 Satz 3 Nr. 3 Halbsatz
2) vorlag. Aufgrund des Antragsformulars wusste der KlÃ¤ger bzw. hÃ¤tte er wissen
mÃ¼ssen, dass die Anmeldung zur Sozialversicherung fÃ¼r die
LeistungsgewÃ¤hrung von Bedeutung war.

Der Vortrag des KlÃ¤gers, er habe von dem Anmeldeerfordernis keine Kenntnis
gehabt, wird durch das ausgefÃ¼llte Antragsformular widerlegt. Dort war auf die
Anmeldung zur Sozialversicherung hingewiesen worden. Durch das arbeitsteilige
Vorgehen des KlÃ¤gers und seines Bruders muss er sich die Antragstellung
zurechnen lassen.

Daher ist feststellen, dass der KlÃ¤ger die Rechtswidrigkeit der
Bewilligungsentscheidungen kannte bzw. infolge grober FahrlÃ¤ssigkeit nicht
kannte. Der KlÃ¤ger wusste bzw. hÃ¤tte zumindest wissen mÃ¼ssen, dass die
LeistungsgewÃ¤hrung die Anmeldung zur Sozialversicherung voraussetze.
Infolgedessen musste ihm auch klar sein, dass eine Bewilligung ohne Anmeldung
zur Sozialversicherung nicht richtig sein konnte.

Der Bescheid ist auch nicht rechtwidrig, weil kein Ermessen ausgeÃ¼bt wurde.

Liegen die Voraussetzungen des Â§ 45 Abs. 2 SGB X vor, so ist der Verwaltungsakt
auch mit Wirkung fÃ¼r die Vergangenheit zurÃ¼ckzunehmen (Â§Â§ 40 Abs. 2 Nr. 3
SGB II, 330 Abs. 2 SGB III). Diese Rechtsfolge stellt eine Modifizierung des Â§ 45
Abs. 2 SGB X dar (Schaumberg in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB III, 2. Aufl., Â§ 330
SGB III (Stand: 15.01.2019), Rn. 84). Denn Â§ 330 Abs. 2 SGB III ordnet bei
Vorliegen der Voraussetzungen des Â§ 45 Abs. 2 Satz 3 SGB X unter Ausschluss des
Ermessens als zwingende Rechtsfolge die RÃ¼cknahme auch mit Wirkung fÃ¼r die
Vergangenheit an. (Schaumberg in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB III, 2. Aufl., Â§
330 SGB III (Stand: 15.01.2019), Rn. 84).

Die Aufhebung erfolgte innerhalb der Frist von einem Jahr nach Bekanntwerden der
die Rechtswidrigkeit der Bewilligung begrÃ¼ndenden UmstÃ¤nde, Â§ 45 Abs. 4 Satz
2 SGB X.

Das Erstattungsverlangen findet seine Grundlage in Â§ 40 Abs. 1 Satz 1 SGB II i.V.m.
Â§ 50 Abs. 1 Satz 1 SGB X. Ist ein Verwaltungsakt aufgehoben worden, so sind
danach bereits erbrachte Leistungen zu erstatten. Es ist nicht ersichtlich, dass die
geltend gemachte RÃ¼ckforderung zu Lasten des KlÃ¤gers der HÃ¶he nach falsch

                            15 / 16

https://dejure.org/gesetze/SGB_X/45.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/45.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/40.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/40.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/45.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/45.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/330.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/330.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/330.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/45.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/330.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/330.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/45.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/45.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/40.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/50.html


 

ist, dies ist von dem KlÃ¤ger auch nicht geltend gemacht worden.

Des Weiteren ist die Erstattung der Leistungen fÃ¼r August 2014 ebenfalls
rechtmÃ¤Ã�ig. Das Erstattungsverlangen folgt aus Â§ 40 Abs. 1 Satz 1 SGB II i.V.m. 
Â§ 50 Abs. 2 SGB X.

GemÃ¤Ã� Â§ 50 Abs. 2 SGB X sind Leistungen, soweit sie ohne Verwaltungsakt zu
Unrecht erbracht worden sind, zu erstatten. Â§Â§ 45 und 48 gelten entsprechend.
Im August 2014 wurde von Frau C. keine TÃ¤tigkeit mehr ausgeÃ¼bt. Zu diesem
Zeitpunkt war das VertragsverhÃ¤ltnis aufgrund der KÃ¼ndigung bereits beendet,
weshalb bereits aus diesem Grund kein Leistungsanspruch bestand. Aufgrund des
arbeitsteiligen Vorgehens der BrÃ¼der muss sich der KlÃ¤ger den Zufluss des
Geldes auf das Konto des Bruders zurechnen lassen.Â 

Da die TÃ¤tigkeit von Frau C. durch KÃ¼ndigung von Seiten des KlÃ¤gers zum 31.
Juli 2014 beendet worden war, muss dem KlÃ¤ger bekannt gewesen sein, dass ein
Anspruch auf die Leistung nicht bestand und die Zahlung daher ohne Rechtsgrund
erfolgte.Â 

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG.

Die Revision ist nicht nach Â§ 160 Abs. 2 SGG zuzulassen, da kein Zulassungsgrund
nach Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 oder Nr. 2 SGG vorliegt.

Erstellt am: 10.01.2022

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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